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Das beigefügte Urteil des Bundesfinanzhofes übersende ich informationshalber und 
nehme dies gleichzeitig zum Anlass, um nachfolgend über grundlegende Tatbestän-
de/Sachlagen zu informieren: 

 
I. Arbeitgeberpflichten 

 

Im Zusammenhang mit dem Beschäftigungsverhältnis obliegen dem Arbeitgeber 
neben Melde- und Aufzeichnungspflichten weitere umfangreiche Verpflichtungen in 
der Sozialversicherung (SV). Insbesondere folgende Aufgaben hat er wahrzuneh-
men: 
o Beurteilung der Versicherungspflicht bzw. -freiheit zu den einzelnen Sozialver-

sicherungszweigen (Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung), 
o Ermittlung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts, 
o Errechnung der Beiträge und Erstellung der Beitragsnachweise, 
o Einzug des Arbeitnehmeranteils der Beiträge, 
o Abführung des Gesamtsozialversicherungsbeitrages (zur Kranken-, Pflege-, 

Renten- und Arbeitslosenversicherung) an die Einzugsstelle. 
 

Beitragsschuldner ist der Arbeitgeber, da nach dem Gesetz nur er dafür verant-
wortlich ist, dass die SV-Beiträge korrekt berechnet und abführt werden (vgl. §§ 
28d ff SGB IV). Die Einzugsstelle (Krankenkasse) leitet die Beiträge an die einzel-
nen Versicherungsträger weiter. 

 
 
II. Arbeitnehmerpflichten 

 

Die/Der Arbeitnehmer/in wirkt an der Berechnung und Abführung der SV-Beiträge 
nicht aktiv mit. Sie/Er hat allerdings die Pflicht, den vom Arbeitgeber berechneten 
Beitragsabzug von seinem Bruttolohn zu dulden. Zudem muss die/der Beschäf-
tigte es zulassen, dass der auf sie/ihn entfallende Beitragsanteil an die Einzugs-
stelle abgeführt wird (vgl. § 28g Satz 1 und 2 SGB IV).  Die/Der Arbeitnehmer/in ist 
grundsätzlich verpflichtet, sich am SV-Beitrag, d.h. an den Beiträgen zur Kranken-, 
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung, hälftig zu beteiligen. 

 
 
III. Beanstandung und Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge 
 

Wurden SV-Beiträge zu Unrecht entrichtet, sind diese vom Versicherungsträger 
(in der Regel von der Krankenkasse) zu erstatten, es sei denn, dass für die/den 
Arbeitnehmer/in aufgrund dieser Beiträge oder für den Zeitraum, für den die Bei-
träge zu Unrecht entrichtet worden sind, Leistungen erbracht wurden. Der An-
spruch auf Beitragserstattung steht demjenigen zu, der die Beiträge getragen hat; 
das ist im Regelfall hinsichtlich der Arbeitnehmerbeitragsanteile die/der Beschäftig-
te und hinsichtlich der Arbeitgeberbeitragsanteile der Arbeitgeber. Die Einzugsstel-
le hat das Verfahren innerhalb von zwei Monaten nach Vorliegen aller insoweit er-
forderlichen Meldungen abzuschließen (vgl. § 26 SGB IV). 
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IV. Aktuelle Rechtsprechung 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) kam in seiner am 01.06.2016 veröffentlichten Ent-
scheidung vom 20.04.2016 zu folgendem Ergebnis (vgl. Anlage): 
Führt ein Arbeitgeber Sozialversicherungsbeiträge, die aus Sicht des Arbeitneh-
mers zu Unrecht einbehalten wurden, an die Einzugsstelle ab, kann der Arbeit-
nehmer im Regelfall eine Erstattung nur von dieser, nicht aber vom Arbeitgeber 
beanspruchen. 
 
Der BFH hatte ausnahmsweise in diesem arbeitsrechtlichen Fall zu entscheiden, 
weil zuvor das Finanzgericht an einen Verweisungsbeschluss des Arbeitsgerichts 
gebunden war. Nach dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts - 5 AZR 725/07 - vom 
30.04.2008, das den Einbehalt von Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträgen 
für die Zinsen auf das Guthaben auf dem Arbeitszeitkonto einer Lehrerin des Lan-
des betrifft, erfüllt der Arbeitgeber mit dem Abzug und der Abführung von Lohn-
bestandteilen (Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Arbeitnehmerbeiträge zur Sozial-
versicherung) an das Finanzamt bzw. die Einzugsstelle im Regelfall seine Zah-
lungspflicht gegenüber dem Arbeitnehmer. 
Legt der Arbeitgeber nachvollziehbar dar, dass er bestimmte Beträge für Steuern 
oder Sozialversicherungsbeiträge einbehalten und abgeführt habe, kann der Ar-
beitnehmer die nach seiner Auffassung unberechtigt einbehaltenen und abge-
führten Beträge grundsätzlich nicht erfolgreich mit einer Vergütungsklage geltend 
machen. Etwas anderes gilt nur dann, wenn für den Arbeitgeber aufgrund der für 
ihn zum Zeitpunkt des Abzugs bekannten Umstände eindeutig erkennbar war, 
dass eine Verpflichtung zum Abzug nicht bestand. Nur insoweit sind die Gerich-
te für Arbeitssachen befugt, die Berechtigung der Abzüge für Lohnsteuer und So-
zialversicherungsbeiträge zu überprüfen. Im Übrigen beschränken sich die Rechte 
des Arbeitnehmers darauf, dass er die Anmeldung der Lohnsteuer anfechten, die 
Rückerstattung zu Unrecht entrichteter Sozialversicherungsbeiträge gemäß § 26 
SGB IV fordern und diese Forderung ggf. durch Klage beim Sozialgericht geltend 
machen kann. 

 

Fazit 
Mit dieser höchstrichterlichen Entscheidung ist für die Praxis nunmehr klargestellt, 
dass Beschäftigte die Erstattung von aus ihrer Sicht zu Unrecht einbehaltenen 
und entrichteten SV-Beiträgen nur von der Einzugsstelle, nicht aber vom Arbeit-
geber beanspruchen können. Demnach ist für etwaige Klagen ausschließlich die 
Sozialgerichtbarkeit zuständig (vgl. § 51 Sozialgerichtsgesetz). 
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